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Verfehlte Vergangenheitsvermittlung 

Zur Zukunft der Stasi-Akten-Behörde 
 
Kein Bundesbeauftragter hat die Stasi-Unterlagen-Behörde so schlecht geführt wie 
Marianne Birthler. Vor allem der Auftrag, die Öffentlichkeit über die Arbeit der Stasi zu 
informieren, wurde unzureichend erfüllt: Lang angekündigte Bücher, die nie erschienen 
sind, Ausstellungen, die nur einen Besucher pro Tag hatten - selbst der Personalrat der 
Behörde kritisierte in einem internen Papier die mangelhafte Arbeit der zuständigen 
Abteilung. Dennoch will eine Expertenkommission gerade diese Abteilung zur Schaltstelle 
der DDR-Aufarbeitung machen. 
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Zur Zukunft
der Stasi-Akten-BehÖrde

Das Votum einer von der Bundesregie-

rung eingesetzten Expertenkommission
zur Sch;rffung eines Geschichtsverbundes
zur Aufarbeitur-rg der SED-Diktatur l-rat in
Deutschlirnd ein geteiltes Echo ausgelöst'

lm Mittelpurrkt der Kritik st.rr-rtlen Vor-
würfe, class eir.re Realisie'rung ihr:er Vclr-

schläge zu eitrem staatlichen ,,Aufarbei-
tungskombinat" und zur Verrnittlung ei-

nes,,r,r'eichgespü1ten" DDR-Bilcles fül-r-

ren könnte. Kaum eine Rolle spielte dage-

gen der Vorschlag der Kommission, der

Forschungsabteilung in der Behörde der

Bundesbeauftragten für die Stasi-Unter-

lagen (BSIU) bei der Vermittlung des

DDR-Unrechts eine Schlüsse1rolle beizu-

messen.
Nach Meirrung der Expertenkornmis-

sion hat die Stasi-Akten-Behörde ,,na-

mentlich clurch die Tätigkeit der Abtei-
Itrng Bildung und Forscl'rurrg eine Sach-

und Vennittlr-rngskompetenz auf ihrem

Feld edangt, die unabhängig vorr der

Frage des Aktenzugangs ftir die Zukunft
zu bewahren ist". Auch wenn die bisheri-
gen Aufgaben der Behörde auslaufen und
die Stasi-Akten in das Bundesarchiv über-

führt n ürden, sollte die Behörde deshalb

schrittlt eise in ein Dokr-rmentations- und
Forschturgszentrum,,Diktatur und Ce-

heimpoiizei" umgewandelt r'r'erden und

clauerhaft in Fttrm eitler bundesfintrnzier-
ten Stiftung arbeiten. Kern clieser verklei-
nerten Behtirde wäre deren Forscilr'rtrgs-

abteilung, die mit den Geclenkstäitetr

Berlin-Hohenschärrhar,rsetr tttld der Fclr-

schr-rngs- r,rnd Gedenkstätte Normanllen-
stral3e unter dem Dach der BStU zu-
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sammengeführt werden so11te. Doch ist

die Abieilung ftir die ihr zugedachte Auf-
gabe geeignet?

Gesetzliche Aufgaben

Zu den gesetzlichen Atrfg;rben der Bc.-

h(irde gehcirt die ,,Aufarbeittrrrg der Tä-

tigkeitdes Staatssicherheitsd ienstes d urch

die Unterrichtung der Offerrtlichkeit über

Struktur, Methoden und Wirkungsrt'eise
des Staatssicherheitsdienstes" (Paragraf

37 , Absalz 1, Punkt 5 Stasi-Unterlagen-Ge-
setz). Unter Berufung darauf wurde 1992

eine Abteilung Biidung und Forschung
(BF) mit atrnähernd siebzig Mitarbeitern
geschaffen. Im Unterschied zu anderen

Wissenschaftlem haben diese Zugang zu

den ungeschrvärzten Stasi-Unterla gen.

Cemessetr att der Mitarbeiterzahl cler

Abteilung die Stiftung zur Ar-rfarbeitung

cler SED-Diktatur hat wetriger i,rls haib sir

viele -, ist diese in den nahezu fiinfzehn

Jahren ihrcr Eristerrz irr der Öfferrtlichkeit
nur rvenig in Erscheinung getreten. Die

grol3en gesellschaftiichen Debatten über

die Rolle des Staatssicherheitsdienstes -
von den Stasi-Verstrickungen prominen-
ter I']olitiker tiber die Rolle der Stasi im
Westen bis zum Film ,,Das Leben der an-

cleren" -r,r'urden in der Regel rricl.rt von ihr
angestoßer-i. Trotz großzügiger staatlicher

Firrderung - die' Stasi-Akten-Bcirilrde e'r-

hält iährlich iusgesarnt rund hundert
Milliorren Ettro arus Steuermitteltr - ist clas

Wissen übe.r c-len DDII-SIaaltssicherheits-
dierrst vor alle.nr in der jungen Ceneratiou

nicht ger,l achsen, surdern zuruckgegan-

gen. Die deutsche Öffentlichkeit ist heute
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vveit davilr-r entfemt, über Struktur, Me-
th ocl en r,r n cl Wi rku r-r gsl,v eise c-les St.r a tss i -
cltt'r'ltt'it:,lit'rtst('s ir)l()rntit't't zu scirt.

Auch ilrnerhirlb cler Behiirdc haben
diesr: Defizite zr-r Unzu frieclenl'reit geftihrt.
ln c.inc.rrr gerneinsatnen Patpier cles Ge-
sarntpersonalrates r-rnd des örtlichen Per:-

sonalrates Berlirr zur Zukunft der Behör-
de rvird selbstkritisch festgestellt: ,,Vor
dem Hintergrund von Tender-uen der Le-
gendenbildung und Romantisierung der
DDR isi eir-re publikumsoffene, publi-
ktimssuchende BSIU unersetzlich. Auch
cler Öffentlichkeit sollte sie siclr über Aus-
stellungen und Veranstalturrgerr st;irker
;rls Dienstleister präsentiererr." Im selben
Papier wircl derl h.rtemet-Auftritt dcr
Behijrcie vorgeworfen, dass sicl:r clieser

,,eher an Spezialgrupper.r als an dje breite
Öffentlichkeit" wende. So seien dort r.,iele

Abkürzungen zu finden und die Texte
zumTeil,,wenigbtirgernah" geschrieben.

,,Jugendliche [...] können die dort gege-
benen Informationen nur schwer einord-
nen." Es sei jedenfalls,,nichthilfreich", Er-
r,r,artungen ,,allein in die Edition von
irgendwann erscheinenden Findbtichern
zu setzen".

Fa lsche Forsch u ngsschwerpu n kte
Eirre clerr Ursacl'ren ftir die unzureichende
Unterr:ichtung der Öffentlichkeit ist, dass
ein großer Teil der Ressourcen in eine
sehr spezielle und wenig ergiebige For-
schungsarbeit investiert wurde. Zlt ei der
insgesamt drei Fachbereiche der Abtei-
lung widmen sich seit 1992 ausschließlich
der Untersuchung des Staatssicherheits-
dienstes. Ausschlaggebend dafür n ar rror
allem der Ehrgeiz, die Abteilung als ei-
genes Forschungsinstitut zu profilieren,
statt eir-re breite gesellschaftliche Aufklä-
rur.rgsarbeit zu betreiben. Eine fachliche
Kor-rtrolle durch eirren Berirat, wie er bei
vergleichbtr ren Forsclrungseinrichturluen
üblich ist, oder eine externe Evaluation
der Arbeit gab es dabei r-richt. Erst jetzt soll
ein Beirat eingerichtet werden, nachdem

dies von Wissenschtrftlern nrrd Politikern
jahrelang angemahnt worden war.

Das selbst gesetzte Ziel cler Behördcn-
forsch tr n g \,va r, so 11 i e B u rr tl esbea u f tra gter

fiir die Sta-rsi- U n terla gen, M arianne Birtlr-
ler, ,,mirglichst rasch verliissliche Infr»-
mationen über das Wirken der politischen
CeheirnpoJizei der SED zur Verfügung
stellerr zu können". Die in denbeiden For-
schungsfachbereichen beschäftigten Mit-
arbeiter betrieben deshalb,,dienstleis-
tungsorier.rtierte Crundlagenforschung".
Forderungen, den freieren Aktenzugang
cler Behördenforscher abzuschaffen, wur-
cle entgegengehalten,,,dass clie von derBe-
irörde geleistete Forscl'rung in erheblichem
Marl3e Servicefur.rktionc.n " e-rf ü1le.

ln Wirklichkeit h;rt sich die Abteilur-rg
einer solchen Dienstleisturrgsftrnktion
bislang weitgehend entzogen. Unterstüt-
zungsbitten externer Einrichtungen, die
keinen direkten Aktenzup;ang haben,
rvurden in den meisten Fä1len unter Hin-
u,eis auf eigene Forschungsaufgaben ab-
gelehnt. Nur wenige Projekte erhielten,
wenn sich die Behärdenspitze ftir sie
rrerwendete, eine intensivere Betreuung,
wobei diese danrr nicht durch die For-
schungsabteilung, sondern durch andere
Teile der Bel-uirde erfolgtc. Eine kontir-ru-
ierliche. Beratung exterlrer Antragstellcr
oder eine Ausrichtung des eigenen For-
schungsprogramms auf die Fragestellun-
gen von ,,draußen" fand nicht statt, so
dass selbst der Personalrat der Behörde
mahnte, dass ,,Rücksprachen mit BF-Mit-
arbeitern möglich sein" sollten. Lediglich
in Ausnahmefällen - in der Regel wenn
Gerichte oder staatliche Institutionen da-
rum baten - hat die Abteilung für Außen-
stehende Expertisen angefertigt, die je-
doch von der Öffentlichkeit nreist r.venig
w.ah rgenommen r,r, urden.

Ihre Arbeitsschw,erpunkte hat die Ab-
teilung irn Wesentlichen selbst definiert.
Ausgehend vom Stasi-Unterlagerr-Ce-
setz, hatsie sichdie Erforschung vonStruk-
tur, Methoden und Wirkungsweise des
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Eine Schirmmütze mit der Aufschrift ,,Ministerium für Staatssicherheit", aufgenommen am

1g. Aprit 2006 arn ,,Checkpoint Chartie". Der checkpoint am südende der Friedrichstraße war bts

zur wende alltierter Kontrollposten an der Bezirksgrenze zwischen Berlrn Mitte und Kreuzberg'

O Pi. llre a dnLP loro' PeP Gtirn

Staatssicherheitsdienstes ztlm Ziel ge-

setzt. In der Praxis standen dabei das 1993

begonnene Vorhaben eines,,MfS-Hancl-
buihes" ah Überblicks- uncl Nachschla-

gewe'rk zur Arbeit cles Staatssicherheits-

dienstes sowie eine Sammh-rrrg uuter-

schiedlichster Einzelthemeu im Vorder-

grund - von der Aufführung eir-res Thea-

terstücks von Heiner Müller bis zur Ka-

clersicherung im VEB Carl Zeiss ]ena'
Bei der Entwicklung des Forschungs-

programms hätte es nahegelegen, sich-be-

tot-td"tt solchen Themen zuzuwenden,
die von externen Wissenschaftlern nur
schwer ocler gar nicht untersucht werden

können. Da bei der Aktenherausgerbe im
Regeifall nur clie Namen der Täter nicht

geschu,ärzt w'erden, könlretl insbeson-

dere der Widerstand in der DDR sowie

der Bereich der politischen Verfolgung
von außen nur unter großen Schwierig-

keiten erforscht werden. Ahnliche Prob-

leme gibt es bei den sogenannten Rosen-

holz-Unterlagen äber Inoffizielle Mitar-
beiter (lM) der DDR-Spionage, die wegen

zum Teil unklarer Erfassungsverhältnisse
nur in Ausnahmefiillen an externe For-

scher irera usgegebeu rt'erclen. Fti r Schltr g-

zeilen sorgte irn Juli 2006, dass ein dazu

200,1 erarbeiteter qr-rellenkritischer Be-

richt bis heute bei der Behördenleitung
unter Verschluss liegt und die entspre-

chende Projektgruppe im Frühjahr 2005

aufgelöst lvurde. Die Abteilung hat

sich auch nicht darangemacht, konkrete
Verbrechen und Menschenrechtsveriet-
zungen systematisch aufzuarbeiten, um
den Behauptungen ehemaliger Stasi-Mit-
arbeiter entgegenzutreten, sie hätten sich

nier.trals etwas zuschulden kornme'n 1as-

sen. Eine Ausnahme bildet lecliglich die

nach dem Tod des Schriftstellers Jürgen
Fuchs aufgrund öffentlichen Druckes ein-

geleitete Untersuchung über die Verwen-
dung radioaktiver Substanzen gegen

DDR-Oppositionelle.
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Stattclesserr venvenclete clie AbteiIur"r g
einen wesentlichcn Teil ihrer Ilessotrrcer.t
auf The.mcn, clie ar,rch rrorr ertcrnen Wis-
senscJraftlerrr bearbeitei u,erclen k(innen.
hn Rahmen des Handbtrch-Projektes hat
sie zum Beispiel verschiedene Stasi-Ab-
teilungen untersucht, jndern sie deren Ar-
beitspläne und Anweisungen - also Unter-
lagen, die kaum personenbezogene Infor-
mationen enthalten - auswertete. Auch
die IM-Richtlinien und andere Grund-
satzdokumente, die die Abteilung in Sam-
melbänden veröffentlichte, sind für ex-
terne Forscl-rer leicht zuglinglich, da sie
keir-re rechtsstaatswidrig erworbenen ln-
formationen enthaltc.n. Zr-rm Volksauf-
stand ar.n 17. Juni rre.röfferntlichte die Be-
hirrde gleich vier Monografien, obwohl
clas Themtr seit Jahrzehnten von vielen
Histori kern bearbeitet wird. Insbesondere
der 847 Seiten starke Band über die Re-
zeption des Volksaufstandes in Deutsch-
land ließ dabei, l,r,ie Kritiker monierten,
nur einen p;eringen Bezug zum gesetz-
lichen Auftrag der Behörde erkennen.
Ahnliches gilt für die Veröffentlichung
von mehreren autobiografischen Berich-
ter-r Betroffener, ftir die eine eiger-re Schrif-
tenre.ihe. ( B i o gr nJ'i s c I t c Qu c I I tt t ) geschaffen
r'r,urcl e.

Geringer Output
Betrachtet man die in den zurtickliegen-
den jahren geleisteie Arbeit, fällt ins
Auge, dass die selbst definierten Arbeits-
aufgaben oft rrerspätet, ur-rr.oilständig
oder gar nicht realisiert wurden. So r,r,ar

das 7993 begonnene MfS-Handbuch
sechs ]ahre später immer noch nicht ab-
geschlossen. Von den geplanten clreißig
Kapiteln war vielmehr erst ein Drittel fer-
tiggestellt. Im Tätigkcitsbericht c{er Be-

l-riirde von 1999 wurde iedoch angekiir-r-
digt: ,,Es (clas Handbuch-Projekt) soll im
Jahre 2000 abgerschlossen sein." Auch die-
ser Termin lvurde indes nicht eingehal-
ten. Die Bundesbeauftragte erklärte viel-
rnehr im Jahr 2003, nunmehr sei geplant,

clas Harrclbuch bis 2005 abzuschließen.
Tatsächlich ist das Hi.urdbuch bis hc.ute
nicht komplett; r,ierzehn Jahre nach Auf-
nahme c-ler Arbeit ist erst gut die Hälfte
der B.irrrle crschierrt'n.

Exemplarisch für die Verschleppung
r.on Forschungsaufgaben ist die Veräf-
fentlichung des Handbuch-Beitrages zur
r,r.ichtigsten Überu.achungsabteilung ge-
gen Andersdenkende, der Hauptabtei-
Iung XX. Sieben Jahre nach Aufnahme der
Handbuch-Arbeiten wurde der Text im
Tätigkeitsbericht der Behörcle erstmals
als ,,druckfertig" vernreldet. 2001 hieß es

dann, er stehe,,kurz r,,or dem Abschluss".
Nachclem zr,rrei w,eitere ]ahre vergangen
\,\r.l ren, r,er I a u tbarte der Tä ti gkei tsbericl-rt
2003, dass der Beitrag ,,als Manuskript
abgeschlossen" sej. 2005 rvurde der Bei-
trag schließlich in einer Aufzählung von
Publikationen genannt, deren Veröffent-
lichung als Nächstes ,,geplant" sei. Fast
konnte man den Eindruck bekommen,
die Abteilung wäre bei der Erledigung ih-
rer Aufgaben eher zurtickgefallen a1s r.or-
angekommen. Der Beitrag ist bis heute
nicht erschiener^r.

Das Beispiel istkeinEinzelfali. Sol,r,urde
in.r Jahr 2001 n-ritceteilt, dass rroch im scl-
ben ,[ahr die Beitrrige zr-r sieben rvich-
tigen AbteilLrnlJell sowie zu den ,,opera-
tiven Ve.rfahren" des Staatssicherheits-
dienstes,,abgeschlossen" vr,ürden. Ferner
sei die Veröffentlichung einer im Entlr,urf
r,orliegenden diachronen Organisations-
darstellung vorgesehen. Fünf ]ahre später
sind die Beiträge immer noch nicht er-
schienen, so dass verständlich wird, wa-
rum der Personalrat die Arbeit der Abtei-
lung mit den Worten kritisiert: ,,Die Erar-
beitung von Crundlagerrmaterial, zum
Beispiel die Fertigstellung des Handbu-
cl'res oder eine Arbeit irber die Befehle zu
OibE [Offiziere im besonderen Einstrtz]
und UMA IUnbekannte Mi tarbeiter l, lvä re
dringender als manch ancleres Vorhaben. "

Verschleppt wurde aber nicht nur das
Handbuch-Projekt. So wurde 1999 be-

Seite 22 Nr.442'September 2006



Ve rfeh I te Verga n gen heitsverm ittl u n g

richtet, dtrss,,Vorbcreitr-rngen" getroffer.r

r.vürcletr, ttnl [nfclrmatiorren ztr Opposi-

tiorr r-tnd Wiclerstancl in eir.rer I)atenbank

zrr si.u.ttnteltt, die auch externetr Forscherl.t

zugänglich sein sollte. Vier Jahre später

erklärte die Bundesbeauftragte, class ftir
ciieses Projekt ,,erste Vorarbeiten [" ] an-

gelaufen" seien. 2005 hieß es, dass die

i)aten ,,in einer späteren Arbeitsphase"

als Datenedition herausgegeben r'r'ürden'

Wie r.iele Daten in den sechs jahren tat-

sächlich eingegeben wurden, vermeldete

man nicht. Bis heute ist die Datenbank

rvecler fertiggestellt noch für Aul3enste-

hencle zugtinglich. Diese Liste lie'ße sich

leicht r,rnr weitere Vorhabetr verlängern'

Selbst Texte, clie die AbteiLung bis zur

Veriiffentlichung brachte, lt'urden viel-

ftrch nicht von deu Mit.rrbeitern, stlndern

vorl außellstehenden Atitoren geschrie-

ben. Die grol3zügige Personal- und Fi-

nanzausstattung hat offenbar nicht zu ei-

ner schlagkräftigeren Forschung, son-

dern zu einem Laisser-faire-Stil in der Ab-

teilung geführt.

Schlecht besuchte Ausstellungen

Der Vorrang der Forschurrg in der Arbeit

der Abteilung bedeutet nicht, class der

clritte, iür Bildungs;rufgtrben zuständige

Fachbereich ka um personelle Ilesstlurcelr

hätte. Laut Tätigkeitsbericht von 2001

\,varen hier allein in Berlin 23 Mita'rrbeiter

beschäftigt, die aus anderen Abteilun-
gen ,,ständig" unterstützt w'orden seien'

Dtirch die Bildung eines neuen Sachge-

bietes ,,Politische Bildung" wurde der Be-

reich seitdem personell rveiter ausgebaut'

Der Ausweitung der Bildungsarbeit
unter Marianne Birthler hat bei anderen

Institutionen Kritik ausgelÖst. So beklag-

te.n sich tlie llttndeszentrale für politische

Bllclung uncl clie Stiftung zur Aufarbei-

tur-rg der SED-Diktatur im Dezember 2004

in einem Brief, dass sie bei nicht wenigen

Publikationen tlnd Veranstaltr-rngen,,eine

nicht mehr zu übersehende Tenderrz

erblicken, den gesetzlichen Auftrag der

BSIU zu überdelrnen und auszutweiten"'

Während die Ken-raufgaben - Archivie-
rung r,rncl Akteneinsicht - trtrr r-urgetrr-i-

gencl erledigt würclen, so kritisierter-r atr-

äere, würde dic'Bundesbehürde mit ihrerr

großen Ressotircen den erigentlich ztlstän-

digen Einrichtungen das Wasser abgra-

ben.
Tatsächlich ist mit dem gesetzlicl-ien

Auftrag zur Unterrichtung der Offent-
lichkelt r.r,'ohl keine klassische Bildungs-

arbeit gemeint, sondern eher eine aktive

Inforrnationspolitik, wie sie auch der

Ilunclesbeauftragte für der-r Datenschutz

betreibt. Eindeutig nicht abgedeckt si'nd

Seminare, Verrrr-rstaltungen und Publika-

tionen zu trllgerneiner-r historische'u clder

politischen Thernen. Statt sich auf die un-

erlecligten Kernaufgaben zur konzentrit'-
ren, bemtlht sich die Bundesbeauftr'rgte
jetzt, über eine Novellierung des Stasi-

Unterlagen-Gesetzes (SIUG) die Aufga-

ben der Behörde zu erweitern.
In diesem Kontext stehen auch die Be-

mrihungen der Bundesbeauftragten, Ce-

denkstätten an authentischen Orten - ei-

gentlich ar-rfgrturd der Kulturhoheit der

Länder einc Aufgabe der Sitzländer - ztt

übernel-imen. So lvird die Cledenkst2itte in

der ehernaliger-r Untersuchttrrgsl-raftan-

stalt in Rostock vtln Mitarbeitern der clor-

tigen BStU-Au13enste-.11e betrieben' Seit

Unterzeichnttng eines Kooperationsver-

trages zr,r'ischen der Stadt Frankfurt
(Oder) im Januar 2004 unterhält die

Bundesbeauftragte auch dort eine Ce-

denkstätte. Seit Jahren bemüht sie sich

auch um eine ÜTbernahme der Forschungs-

und Gedenkstätte in der ehemaligen Ber-

liner Stasi-Zentrale, die Bürgerrechtler

dort seit 1990 betreiben.

Geringe Resonanz

Die Ergebnisse der behördlichen Verrnitt-
lungsarbeit sind eher gering. So kamen in

das zentral gelegene Informations- ttud

Dokumentationszentrum (IDZ) in Berlin

im Jahr 2002 knapp 30 000 Besucher, wäh-
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re1-id die abseits gelegene ForschunEIS- Lrnd

Ceder-rkstritte in cler Normtlnnenstra[3e
zLrm seibell Zeitpunkt mehr a Is cloppelt so

viele Besucher rrerzeichnete., die oben-
dreir.r noch Eintritt zahlen mlrssten. ln die
fttnf IDZ in den ostcleutscher.r Ländern *
siebefinden sichin Dresden, Erfurt, Frank-
furt (Oder), Halle und Rostock * kamen
noch weniger Interessierte; die Zahlen la-
gen hier im selben Zeitraum zrt ischen
1700 (Halle) und9400 (Rostock) Besuchern
pro,[ahr. Die Außenstellen Potsdam und
Chemnitz r,erzcichneten sogar nur rund
400 lJesucher, was rvenig mehr als einem
Besucher pro Tag entspricht. Der Ttitig-
keitsberricht von 2005 enthält ke.ine ver-
gl eich bar:e Statistik mchr. U r-rbefri ed i gend
\varen dar.rach aber ar-rch die Besucher-
z;rhlen der Wanderausstellur-rg,,Staatssi-
cherheit - Cart-rnt der SED-Diktatur", die
von der Behörde seit 1996 mit großem per-
sor-rellen Aufwand herumreist. In neun
|ahren kam sie auf durchschnittlich 24 000
Besucher pro Jahr, zusammen 220 000 Be-
sucher (zum Vergleich: Die Gedenkstätte
Berlin-Hohenschönhausen hat jährlich
etr'r,a 150 000 Besucher).

Fragt n-ran nach den Ursachen dieser
geringen Ilesonarrz, fallen zunächst ciie
lrehördt'ntypischcrr Ö[[rrung:zt'iterr ins
Auge. Viele Ar-rsstellungszentren c-ler

BSIU haben nr-rr von Montag bis Freitag
geöffnet, nicht jedoch arn der-r arbeitsfreien
Tagen Samstag ur-rd Sonntag. Selbst das
Berliner Informationszentrum unweit des
Brandenbtirger Tores hat am Sonntag ge-
schlossen. Hinzu kommt, dass die r.on der
Behörde angefertigten Ausstellungen oft
unprofessionell gernacht sind; vielf ach be-
stehen sie nur aus Text-Bi1c1-Tafeln. Meist
r,r,urden sie von Behärclenmitarbeitern an-
gefertigt, clie über keine Ausstellungser-
fahrungen verfrigten und 'u,or :rller-n be-
strebt warerr, mriglichst viele MfS-Doku-
rnente zu zeigen - ohne zu bedenken, w,ie

errnüc1encl dies auf Außenstehende r,virkt.
Während Museen ihre Expositionen in der
Regel vt»r zeitlich befristeten Projekt-
gruppen mithilfe externer Cestalter er-
stellerr lassen, warerr deshalb nicht nur die
Ergebnisse. trnbefriecl igend, sondern auch
die Personalkosten hiiher. Selbst tiber die
,,Glanzstucke" der Behörde - das Berliner
IDZ und die Wanderausstellung ,,Staats-
sicherheit - Carant der SED-Diktatur" -
herrscht deshalb innerhalb der Behörde
Unzufriedenheit. So heißt es in dem oben
genannten Persc»ralrartspapier:,,Kritische
Hinweise zum lDZ Berlin und zrrr Wan-
dert-russtellung gab es an rlie Adresse von
BF 3. Vielleicht hatte Frau Staatsn.rir-riste-
rin Weiss clic IDZ-Ausstellungvor Atrecn,
als sie si'rgte, sie wolle r-rns professiorlali-
sieren. Beide Ausstelh-rngen bedi-irfen
dringend der Ürberarbeitung uncl Moder-
nisierr,rng."

Die Forschungsabteilung der Stasi-Ak-
ten-Behörde hat sich als r.ergleichs\\reise
kostenintensive und wenig effiziente Kon-
struktion zur Aufklärung über das DDR-
Unrecht erwiesen. Der Vorschlag, ihr eine
Schlüsselrol Ie bei d erVennittlung derVer-
garrgenheit beizumessen , zeigt, class sich
d ie Expertenkommission offenbar nur un-
zureichend mit clen R.ealitäten cler Er-
i nnerungslandscha ft beschäftigt hat. Statt
cler Stasi-Akten-Behcirde zusätzliche Auf-
gaben zu tibertragen, wäre die Bundes-
regierung gut beraten, die dezentralen
Strukturen zu stärken, die von burger-
schaftlichem Engagement getrager-r sind
und ihre Effizienz praktisch unter Berveis
gestellt haben * meist unter miserablen fi-
nanziellen Bedingungen. Nicht die 7992
geschaffene Stasi-Akten-Behiirde ist, wie
clie Expertenkommission behauptet, das
authentische Symbol der friedlichen Re-
volution - es sind clie ostdeutschen Frei-
heitskundgebungen vom Herbst 1989 und
der Mauerfall vom 9. Nor,'ember.
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